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IHRE MEINUNG

Es wird Zeit, endlich
aufzuwachen

Wo bleibt der Aufschrei der Grü-
nen, der Alt-68er und der frie-
densbewegten Menschen heute
gegen die Erneuerung der US-
Nuklearwaffen. Es gingen mal
100 000de in der BRD auf die
Straßen, als es um die Stationie-
rung von Atomraketen in Ost- und
Westdeutschland ging. Nun, mehr
als 20 Jahre nach dem Ende des
Kalten Krieges, kündigen die USA
fast unbemerkt an, dass das Pen-
tagon seine in Europa stationierten
Nuklearwaffen ab 2020 durch mo-
dernere ersetzen will. Deutsche
Kampfjets sollen dafür umgebaut
werden. An den für die bessere Si-
cherung der Nuklearwaffenlager
geplanten 154 Millionen Dollar
soll sich Deutschland mit knapp
einem Fünftel der Kosten beteili-
gen. Die Große Koalition schweigt.
Oder hat sie schon Tatsachen zur
Umsetzung der Pläne geschaffen?
Es ist Zeit aufzuwachen und ge-

gen die Modernisierung zu protes-
tieren und den vollständigen Ab-
zug aller Atomwaffen aus Europa
zu fordern.
Hans-Jürgen Schwebke, Berlin

Was hat das mit Demokratie zu
tun?

Zu »US-›Anzahlung für Demokratie‹
in der Ukraine«, 23.4., S. 1
Die USA haben seit 1991 fünf Mil-
liarden US-Dollar in die Ukraine
»investiert«, um »eine starke, de-
mokratische Regierung« an die
Macht zu bringen. Das gab die Be-
raterin des Außenministers der
USA für Europa und Eurasien,
Victoria Nuland, am 22. April in
ihrem Interview für die Fernseh-
gesellschaft CNN zu.
Es ging Washington um die

Etablierung einer Marionettenre-
gierung, die die Ukraine im Feb-
ruar endlich als »Maidan-Kabinett«
erhielt. Jetzt versprach der US-Vi-
zepräsident Biden 50 Millionen

Dollar für »demokratische Wah-
len«, »Berater« und Waffen fürs
ukrainische Militär. Die Feind-
schaft des »Maidan-Kabinetts«
richtet sich nicht nur gegen rus-
sischsprachige Bürger im Osten
und Süden.
Diskriminierungen und Über-

griffe auf die rumänische Minder-
heit nehmen ebenfalls im westli-
chen Teil des Landes zu. Deshalb
hat der NATO-/EU-Staat Rumäni-
en begonnen, Personalausweise an
Rumänisch sprechende Ukrainer
auszugeben und Gebietsansprüche
zu stellen.
Dr. Ulrich Sommerfeld, Berlin

Gabriele Zimmer sagt: »Wir haben
noch nie vorbehaltlos zur russi-
schen Regierung gestanden. Wir
sind keine Putin-Freunde.«
Ich frage mich: Wer ist »Wir«?

In wessen Namen maßt sie sich zu
sprechen an? Meint sie die Partei
DIE LINKE, in deren Namen zu
sprechen ihr nicht anstünde?
Meint sie die von ihr wie auch im-
mer geführte Fraktion im Europa-
parlament?
In dieser Art und Form jeden-

falls spricht sie nicht in meinem
Namen.
Hellmut Kapfenberger, Berlin

Eigentlich können sie sich das
gar nicht leisten

Zu »Aufstocker im Bundestag«,
23.4., S. 1
Diese Politiker bekommen schon
eine Menge Geld. Sie können ein-
fach den Hals nicht voll genug be-
kommen. In ihrer Funktion als
Bundestagsabgeordnete hätten sie
genug zu tun und können sich eine
Zusatztätigkeit, wenn sie ihre Ar-
beit gut und richtig machen sollen,
überhaupt nicht leisten.
Peter Klaproth, Schwedt
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KOMMENTIERT

Mut gegen Stümper
Silvia Ottow würde sich auch über ein erzwungenes Pflegegesetz freuen

Einem Sozialverband reicht die Ignoranz der Bundesregierung gegenüber
den Belangen der Pflegebedürftigen, Angehörigen und Pflegekräften jetzt
endgültig. Er zieht vor das Bundesverfassungsgericht, weil er der Meinung
ist, dass die Missstände in der Pflege gegen die Grundrechte verstoßen. Zu
diesem Mut kann man nur gratulieren. Wie lange schauen wir uns alle
jetzt schon das Herumgestümpere in der Pflege an? Da wird hier mal ein
bisschen Geld für Demenzkranke gereicht und dort mal ein wenig an der
Beitragshöhe geschraubt. Nur niemandem wehtun, vor allem nicht den
Betreibern von großen Einrichtungen. Wer Geld hat, kann sich gute Pflege
kaufen, die anderen interessieren nicht. Nicht die jungen Vielversprecher
von den Liberalen, die kein Pflegegesetz zustande brachten, und auch
nicht den jetzigen christdemokratischen Bundesgesundheitsminister, der
die absurde Politposse auf die Spitze treibt, indem er überhaupt keine
Zeiträume für eine Reform mehr ankündigt und sich an der erneuten
Prüfung längst geprüfter Details abarbeitet.
Da bleibt doch nur noch das Gericht! Es käme allerdings einer Sensati-

on gleich, wenn auf diese Weise eine vernünftige Pflegereform entstünde:
Das Beispiel könnte Schule machen. Aber auch ohne das erhoffte Gesetz
ist die Regierung bloßgestellt und neue Aufmerksamkeit geweckt.

Nicht nur starke Worte
Olaf Standke über den Staatsbesuch von US-Präsident Obama in Japan

Starke Worte hatte man sich in Tokio von Barack Obama erhofft. Und tatsäch-
lich bekräftigte der US-Präsident bei seinem ersten Staatsbesuch in Nippon,
dass der bilaterale Sicherheitsvertrag auch für jene unbewohnte Inselgruppe
im Ostchinesischen Meer gelte, auf die Japan wie China Anspruch erheben.
Das bedeutet: militärischer Beistand im Falle eines Angriffs auf die von Tokio
verwalteten Inseln. So deutlich hat sich ein US-Staatschef bislang noch nie zu
dem seit Langem schwelenden Streit positioniert – und damit China massiv
brüskiert, wie die prompte Reaktion aus Peking zeigt.
Obama und sein Gastgeber betonten nachdrücklich die strategische Part-

nerschaft beider Staaten. In diesem Rahmen wollen die USA auch zusätzliche
Aegis-Zerstörer in Japan stationieren. Und zu ihr gehört offensichtlich Wa-
shingtons Ermunterung an die Regierung Abe, die geplante »Reform« der Ver-
fassung voranzutreiben. Der konservativ-nationalistische Ministerpräsident
will fast sieben Jahrzehnte nach Ende des Zweiten Weltkriegs das Pazifismus-
gebot streichen und so den Weg freimachen für weltweite militärische Einsät-
ze der japanischen Streitkräfte. Ein Kurs, der zudem eine Lockerung der Waf-
fenexportrichtlinien einschließt, was eine mehr Rüstungskooperation ermög-
liche. Auch das dürfte in Peking wie in der ganzen von diversen Konflikten ge-
prägten Region mit großer Aufmerksamkeit registriert worden sein.

Bärenmeldung
René Heilig bezweifelt, dass manche Kollegen von Dummheit geleitet sind

»Zwei russische Kampfflugzeuge sind in den Luftraum mehrerer NATO-
Länder eingedrungen.« Alarm! Das niederländische Verteidigungsministe-
rium teilte am Mittwoch mit, es habe zwei F-16-Maschinen gestartet und
»die russischen Bomber mit Hilfe britischer und dänischer Kampfflugzeuge
aus dem Luftraum eskortiert«. Man wollte sichergehen, so wird ein Mili-
tärsprecher zitiert, dass die russischen Maschinen – es handelte sich um Tu
95, NATO-Code »Bear« – den Luftraum wieder verließen. Zeitungen und
TV-Sender stützten und stürzten sich auf die Meldung der eigentlich soli-
den Nachrichtenagentur Reuters. Und wenn »Spiegel-Online« erst einmal
»Zwischenfälle über der Nordsee« titelt, muss es ja wahr sein.
Wahr aber ist: Niederländische F-16 und britische Typhoons starteten,

um die »Bären« in internationalem Luftraum zu begleiten. Derartige Tref-
fen sind zwar nach dem Ende des Kalten Krieges seltener geworden, doch
solche Aufklärungsflüge finden immer mal wieder statt – im Fernen Osten,
vor US-Küsten und – derzeit verstärkt – in Europa. Natürlich wäre es wün-
schenswert, wenn sie unterblieben. Dann allerdings müsste auch die NATO
ihre Aufklärer eilig von den russischen Grenzen zurückrufen und als Relik-
te politischen Unfugs an Luftfahrtmuseen übergeben. Doch im Zweifel gilt:
Wenn zwei das Gleiche tun, ist es noch lange nicht dasselbe.

KOLUMNE

Schiebt den aktuellen Schutt mal weg!
Wolfgang Storz über die wirklich wichtigen politischen Fragen und den Sinn der Europawahl

Zeiten des Wahlkampfes – am 25.
Mai ist es wieder soweit – sind An-
lass, um die großen Tendenzen in
die Mitte zu stellen. Die, die im All-
tag von diesen sekündlichen Pseudo-
Aktualitätchen in die Vergessenheit
verdrängt werden. Anders formu-
liert: Wahlkampf heißt, passt auf
Linke, treibt nur die wichtigsten
Säue durchs Dorf!
Beispielsweise, dass nirgendwo in

der Eurozone die Vermögen so un-
gleich verteilt sind wie in Deutsch-
land, so das Deutsche Institut für
Wirtschaftsforschung, Berlin. Hans
Ulrich Wehler, Sozialhistoriker:
»Hundert Milliardäre stehen 2012 an
der Spitze von 345 000 Vermögens-
millionären: Die deutschen Reichen
waren noch nie so reich wie in der
unmittelbaren Gegenwart.« Übrigens:
Gerhard Schröder spielte da die Rolle
eines der größeren Geldscheißer.
Beispielsweise, dass nach Berech-

nungen des Instituts für Makroöko-
nomie und Konjunkturforschung die
öffentlichen Hände – also Bund,
Länder und Kommunen – in den
vergangenen 15 Jahren wegen der
Steuerpolitik im Saldo knapp 500
Milliarden Euro weniger eingenom-
men haben und unter anderem des-
halb die öffentliche Infrastruktur
verrottet und die Staatsschulden ex-
plodieren.
Beispielsweise, dass bei allen

Banken-Rettungsaktionen – in der
EU wurden mindestens 1,7 Billionen
Euro an Steuergeldern dafür zur
Verfügung gestellt – nur eines geret-
tet wird, wie Hans-Werner Sinn,
Wirtschaftsprofessor mit marktradi-
kalem Antlitz, weiß: »Typischerweise
konzentriert sich der Besitz der eu-
ropäischen Bankaktien und Bank-
schulden auf die reichsten fünf Pro-
zent der Haushalte ... Der Reichtum
der Vermögenden wird zu Lasten der
Steuerzahler, Rentner und Sozialhil-

feempfänger der Eurozone gesi-
chert.«
Beispielsweise, dass nur etwa

sechs Milliarden Euro investiert
werden in eine so genannte euro-
päische Jugendgarantie, um die Ju-
gendarbeitslosigkeit – die reicht mit
Stand Dezember 2013 von 59,2
Prozent (Griechenland) über 23,3
Prozent (EU-Durchschnitt) bis 7,4
Prozent (Deutschland) – zu be-
kämpfen.

Beispielsweise, dass dies alles kein
Zufall ist, weil Forscher der renom-
mierten Eidgenössischen Techni-
schen Hochschule Zürich vor zwei
Jahren in akribischer Arbeit ermittelt
haben, dass von etwa 43 000 trans-
nationalen Konzernen gerade einmal
147 über Verflechtungen und Betei-
ligungen sagenhafte 40 Prozent der
Unternehmenswerte aller dieser
43 000 weltweit agierenden Konzer-
ne kontrollieren. Und dass diese 147
Superkonzerne wiederum unterei-
nander engstens verflochten sind, so
dass demjenigen, der heute noch das
Wort Marktwirtschaft in den Mund
nimmt, sofort alle Zähne verfaulen
und die Aussicht auf Implantate ver-
sagt bleiben mögen.

Beispielsweise, dass – laut einer
Studie der Bertelsmann-Stiftung aus
dem Jahr 2013 – »Arbeitslosigkeit,
Bildungsstand und Kaufkraft ...
nachweislich maßgeblichen Einfluss
auf die Wahlbeteiligung« haben und
deshalb die vergangene Bundestags-
wahl »sozial nicht repräsentativ« ge-
wesen sei. 29,4 Millionen Wählern
für die Parteien der Großen Koalition
stünden 17,6 Millionen Nichtwähler
gegenüber, wobei letztere vor allem
aus sogenannten »sozial prekären«
Verhältnissen stammen. Man habe es
inzwischen mit einer Demokratie für
Besserverdienende zu tun, bilanziert
die marktradikal geneigte Stiftung.
So weit das nervende Elend.
Und nun der Fortschritt.
Wahlkampf heißt auch, die Erfolge

in die Mitte zu stellen, sie zu würdi-
gen und – wer mag – zu feiern. Der
renommierte Wirtschaftsjournalist
Harald Schumann, Redakteur beim
»Tagesspiegel«, Berlin – übrigens:
Womit hat diese Zeitung, womit ha-
ben deren Chefredakteure diesen
Journalisten verdient? Wer weiß es?
Bitte antworten! Ich weiß es nicht! –
hat jüngst auf diese Erfolge hinge-
wiesen. Netzneutralität, Girokonto
für alle, Verhinderung der Wasser-
Privatisierung, Aussetzung der Ver-
handlungen zwischen EU und USA in
Sachen Investitionsschutz, Einfüh-
rung des automatischen Informati-
onsaustauschs für Steuerbehörden
und damit viel größere Jagdchancen
auf Steuer-Kriminelle – bei all diesen
erfreulichen Entscheidungen des EU-
Parlamentes gab es ein erfolgreiches
Zusammenspiel zwischen Hundert-
tausenden von hartnäckigen wider-
ständigen Bürgern und Organisatio-
nen wie Campact oder dem Tax Jus-
tice Network und aufgeschlossenen
und/oder zum Handeln gedrängten
EU-Parlamentariern. Also: Bitte wei-
terspielen am 25. Mai.

Wolfgang Storz war bis 2006
Chefredakteur der »Frankfurter
Rundschau« und arbeitet seither
als Berater und Publizist.
Foto: Stephan Moll

PERSONALIE

Entenfolter
Von Tobias Riegel

Sich selbst und seine körperliche
Konstitution bezeichnete Heino
2013 in der »FAS« als »hart wie
Kruppstahl, zäh wie Leder und
flink wie ein Windhund«. Der
Deutsch-Rapper, -Funker und nun
auch -Rocker Jan Delay sagte
kürzlich über ihn: »Der Typ hat in
Südafrika während der Apartheid
im Sun City gesungen. Und sein
Repertoire: ›Schwarzbraun ist die
Haselnuß‹, Soldatenlieder.« Laut
»taz« ist er der »Herr feuchter
Landser-Fantasien«, hat er treu-
herzig das »Schlesierlied« und das
»Ostpreußenlied« zum Besten ge-
geben und, »nachdem alle Ver-
triebenenverbände bedient wa-
ren, das ›Lied der Deutschen‹ in all
seiner Pracht: ›von der Maas bis
an die Memel, von der Etsch bis
an den Belt‹«.
Jetzt hat Jan Delay – natürlich

völlig zufällig im Rahmen der Pro-
motion seines neuen Albums –
über Heino gesagt: »Das ist ein Na-
zi.« Der blond-behelmte, mit der
Sonnenbrille verwachsene Bariton
vom Dienst der deutschen Schla-
ger-Aristokratie will das nicht auf
sich sitzen lassen und klagt, wie die
»Bild«-Zeitung meldet. Schließlich
hat der Barde schon vor Jahren klar
gemacht, dass er »eigentlich der
erste Grüne« war: »Ich habe schon
immer über Wiesen und Wälder
gesungen.«
Mit der Klage wirft der 75-Jäh-

rige nun den Ball wieder zurück,
der seit Heinos Deutschrock-Platte
»Mit freundlichen Grüßen« (2013)

zwischen ihm und Delay munter
hin- und herspringt und die Plat-
tenverkäufe der beiden Blondies
stimuliert. Auf der LP hatte der
1938 in Düsseldorf Geborene ein
Lied Delays nachgespielt. Der sag-
te dazu jetzt in diepresse.com:
»Das war wirklich schlimm. Wir
haben extra nichts gesagt, weil wir
ihm kein Forum geben wollten. Es
ist schrecklich, wenn so jemand ei-
nen Song von dir singt.« Der
Schreck scheint aber nachgelassen
zu haben, zumindest hat man sich
entschieden, nun doch ein Forum
zu bieten – und der eigenen Pro-
duktion gleich mit.
Ein Nutzer des Heino über-

wiegend verteidigenden Forums
von »diepresse.com« traute der-
weil seinen Ohren nicht: »mein
nachbar hört gerade jan delay ...
oder foltert eine ente. ich bin mir
nicht ganz sicher.«

Heino will nicht Nazi genannt
werden.
Foto: dpa/Felix Kästle


